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Das neue Reichsdienſtſtrafrecht. 


Von Regierungsrat Kurt Krüger, Reichserziehungsminiſterium. 


Nach der Machtübernahme iſt das bisherige 
Dienſtſtrafrecht bereits in verſchiedener Hinſicht 
weſentlich umgeſtaltet worden. Insbeſondere iſt 
dies durch das preußiſche Geſetz vom 18. Auguſt 
1934 (GS. S. 353) geſchehen. Dieſe Entwicklung 
wird durch die Reichsdienſtſtrafordnung vom 26. Ja⸗ 
nuar 1937 (RGBl. I S. 71) reichseinheitlich beſtätigt 
und weitergeführt. 


1 


Die weitgehende Verzahnung von Partei und 
Staat kommt auch in dieſem Geſetz zum Ausdruck. 
Iſt der beſchuldigte Beamte Mitglied der NSDAP., 
ſo iſt dem Stellvertreter des Führers ſowohl eine 
Abſchrift der Verfügung über die Einleitung des 
Dienſtſtrafverfahrens als auch eine Ausfertigung 
jedes vor den Dienſtſtrafgerichten ergehenden Urteils 
mit Gründen zuzuſtellen (§ 28 Satz 3, § 65 Abſ. 3 
R”DSt O.). Die Partei hat ein Intereſſe daran, von 
den dienſtlichen Vorwürfen gegen ihre Mitglieder 
Kenntnis zu erhalten, um feſtſtellen zu können, ob 
gegen dieſe Angehörigen der Bewegung auch ein 
Parteigerichtsverfahren einzuleiten iſt. In ähnlicher 
Weiſe wird auch bereits der Partei von den Straf— 
verfahren vor den ordentlichen Gerichten Kenntnis 
gegeben, wenn ſich aus den Akten ergibt, daß der 
Angeſchuldigte Parteigenoſſe iſt. Weiter iſt dem 
Stellvertreter des Führers eine Abſchrift der Ladung 
zu der vor den Dienſtſtrafgerichten ſtattfindenden 
Hauptverhandlung zu überſenden, wenn der Be— 
ſchuldigte Mitglied der NSDAP. iſt ($ 58 Abſ. 2 
RDSt O.), um der Partei die Möglichkeit zu ver⸗ 
ſchaffen, durch einen Beauftragten in der Haupt⸗ 
verhandlung weitere Kenntnis von den ein⸗ 
zelnen Vorwürfen zu erlangen ($ 60 RDSt O.). 
Weiter iſt durch Runderlaß des Reichs- und 
Preußiſchen Miniſters des Innern vom 20. Auguſt 
1936 (RMBli . S. 1131), der durch Rund⸗ 
erlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung vom 
29. Auguſt 1936 — 2 Ila 2877 — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 413) für deſſen Geſchäftsbereich über⸗ 


nommen ift, angeordnet worden, daß bei Beamten, 
die Politiſche Leiter ſind, ein Verhalten im Rahmen 
ihrer parteiamtlichen Tätigkeit künftig grundſätzlich 
nicht als „außerdienſtliches Verhalten“ gewertet 
werden ſoll und damit in der Regel der Beurteilung 
der Dienſtvorgeſetzten entzogen und lediglich der 
Beurteilung der zuſtändigen Parteidienſtſtellen über⸗ 
laſſen iſt. Wenn die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
trotzdem glaubt, Fälle dieſer Art als Verſtoß gegen 
die Beamtenpflichten behandeln zu müſſen, ſo hat 
ſie gleichwohl von dienſtlichen Maßnahmen gegen 
den Beamten abzuſehen und zunächſt an die oberſte 
Reichsbehörde zu berichten, die, nachdem ſie ſich mit 
dem Stellvertreter des Führers in Verbindung 
geſetzt hat, entſcheidet, ob gegen den Beamten 
etwas zu unternehmen iſt. 

Ein entſprechendes Intereſſe hat aber auch der 
Staat an den Parteigerichtsverfahren gegen ſeine 
Beamten, um feſtſtellen zu können, ob ſich die 
Notwendigkeit ergibt, auf Grund des Sachverhalts 
auch noch dienſtſtrafrechtliche Maßnahmen gegen 
den Beamten zu ergreifen. Insbeſondere liegt den 
ſtaatlichen Dienſtſtellen daran, feſtzuſtellen, ob ſich 
aus den Parteigerichtsverfahren eine mangelnde 
nationalſozialiſtiſche Eignung des betreffenden Be⸗ 
amten ergibt, die die Verſetzung des Beamten in den 
Ruheſtand ($ 71 DBG.) oder andere dienſtliche 
Maßnahmen notwendig macht. Der Stellvertreter 
des Führers hat daher ſchon bisher den oberſten 
Reichsbehörden laufend mitgeteilt, wenn einer ihrer 
Beamten aus der Partei ausgeſchloſſen, ausgeſtoßen 
oder auch nur ausgetreten iſt. Darüber hinaus wird 
die Partei eine beſondere Anordnung dahin treffen, 
daß in Zukunft über parteigerichtliche Maßnahmen 
gegen einen Beamten deſſen vorgeſetzte Behörde 
jeweils unterrichtet wird. Ebenſo hat der Stell⸗ 
vertreter des Führers zugeſichert, wie aus dem oben 
angeführten Runderlaß des Reichsminiſters des 
Innern vom 20. Auguſt 1936 hervorgeht, daß er 
ſich zunächſt an die oberſte Dienſtbehörde des Be⸗ 
amten wenden wird, wenn er glaubt, deſſen dienſt⸗ 
liche Tätigkeit beanſtanden zu müſſen. Durch letztere 


58˙* Nicht amtlicher Teil 


Maßnahme werden örtliche Differenzen zwiſchen 
den nachgeordneten Partei- und Staatsdienſtſtellen 
vermieden. Inwieweit es zuläſſig iſt, einen Be⸗ 
amten, der der NSDAP. angehört, wegen ſeines 
dienſtlichen Verhaltens vor einem Parteigericht zur 
Verantwortung zu ziehen, wird, wie §7 Abſ. 4 
DBG. ankündigt, noch durch einen beſonderen 
Erlaß des Führers beſtimmt. 


Das Verhältnis zwiſchen Parteigerichtsverfahren 
und Dienſtſtrafverfahren wird außerhalb des Geſetzes 
geregelt werden. Insbeſondere für den Fall, daß 
beide Verfahren gleichzeitig nebeneinander ein- 
geleitet ſind, iſt eine generelle Anordnung 
erforderlich, welches der beiden Verfahren fort- 
zuführen und welches zunächſt bis zur Entſcheidung 
des anderen Verfahrens auszuſetzen iſt. Dabei wird 
man wohl von folgenden Erwägungen ausgehen 
können: Handelt es ſich vor allem um einen Verſtoß 
gegen die eigentlichen Beamtenpflichten, ſo wird 
man dem Dienſtſtrafverfahren den Vorrang geben. 
Handelt es ſich aber in erſter Linie um die Be⸗ 
urteilung der Haltung des Beamten als Notional⸗ 
ſozialiſt oder um die Beurteilung ſeiner Pflichten 
gegenüber der Partei und ihren Gliederungen, ſo 
dürften hierzu die Parteigerichte beſonders berufen 
ſein. ee derartigen Fällen erſcheint es zweckmäßig, 
das Dienſtſtrafverfahren in entſprechender An⸗ 
wendung des § 14 R DSt O. auszuſetzen und zunächſt 
die Entſcheidung der Parteigerichte abzuwarten. 
Die Abgrenzung dieſer Fälle wird der zukünftigen 
generellen, im Einvernehmen mit den zuſtändigen 
Parteidienſtſtellen ergehenden Entſcheidung des 
Reichsinnenminiſters zu überlaſſen ſein. In Zweifels⸗ 
fällen dürfte bis dahin zu empfehlen ſein, die Ent⸗ 
ſcheidung der vorgeſetzten Dienſtſtelle darüber ein- 
zuholen, welchem Verfahren der Vorzug gegeben 
werden ſoll. Eine derartige Regelung liegt auch 
durchaus in der allgemeinen Linie, daß nach national- 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung den Verwaltungsgerichten 
(hier den Dienſtſtrafgerichten) eigentlich politiſche 
Entſcheidungen entzogen und den hierfür zuſtändigen 
Stellen zu überlaſſen ſind. 


Ferner wird die Beteiligung der Partei bei der 
Auswahl der Mitglieder der Dienſtſtrafkammern 
und des Reichsdienſtſtrafhofes durch beſondere An⸗ 
ordnung des Reichsminiſters des Innern, für die 
beſonderen Dienſtſtrafgerichte der Juſtizverwaltung 
durch beſondere Anordnung des Reichsminiſters der 
Juſtiz, im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers geregelt werden ($$ 36 Abſ. 3, 
41 Abſ. 5 und 109 Abi. 1 Ziff. 3 Satz 2 RDSt O.). 
Weiter haben der Ausſchluß und die Ausſtoßung 
aus der NSDAP. nach §§ 40 Abſ. 1 Ziff. 2, 
41 Ab}. 5 und 44 Abſ. 3 Satz 2 RDSt O. das Er⸗ 
löſchen des Amts als Mitglied eines Dienſtſtraf⸗ 
gerichts und als Unterſuchungsführer zur Folge. 


IR 
Die Reichsdienſtſtrafordnung gilt einheitlich für 
alle Beamten ($ 1 RDSt O.). Beſondere Vor⸗ 
ſchriften ſind jedoch für die Beamten der Reichs⸗ 
juſtizverwaltung, insbeſondere für die Richter, ferner 
für die Mitglieder beſtimmter höchſter Gerichte und 
des Rechnungshofs des Deutſchen Reichs, für 


Beamte der uniformierten ſtaatlichen Vollzugs⸗ 
polizei und für die Wehrmachtbeamten in den 
88 108 ff. RDSt O. enthalten. Aber auch für dieſe 
Beamten gilt grundſätzlich das allgemeine Dienſt⸗ 
ſtrafrecht. Abweichungen ſind auf das unbedingt 
Notwendige beſchränkt und gelten nur, ſoweit ſie 
in dieſem Geſetz ausdrücklich beſtimmt ſind. Für 
die Beamten der Reichsjuſtizverwaltung einſchließlich 
der Richter iſt für die Zukunft im Gegenſatz zur 
bisherigen Rechtslage die Zuſtändigkeit der bei 
den ordentlichen Gerichten zu bildenden Dienſt⸗ 
ſtrafgerichte nur begründet, wenn das Dienſt⸗ 
vergehen „in oder bei Ausübung der Rechtspflege“, 
d. h. in Ausübung richterlicher Tätigkeit ein⸗ 
ſchließlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder einer 
ſonſtigen Tätigkeit der Rechtspflege oder im Zu⸗ 
ſammenhang damit, begangen worden iſt (vgl. die 
amtliche Begründung). Ein Dienſtvergehen, das 
ein Juſtizbeamter außerdienſtlich begeht, unter⸗ 
liegt daher der Aburteilung durch die allgemein 
zuſtändigen Dienſtſtrafgerichte. 


III. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat will ein ſauberes 
und leiſtungsfähiges, durch die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung gefeſtigtes Beamtentum ſchaffen 
und ſich für alle Zukunft erhalten. Dieſem Zweck 
dient die Reichsdienſtſtrafordnung. 


Der Begriff des Dienſtvergehens iſt als materiell⸗ 
rechtliche Vorſchrift im Deutſchen Beamtengeſetz 
beſtimmt. Nach § 22 Abſ. 1 Satz 1 DBG. liegt 
ein Dienſtvergehen vor, wenn der Beamte ſchuldhaft 
die ihm obliegenden Pflichten verletzt. Zu dieſen 
Pflichten des Beamten gehört es, daß er ſich durch 
ſein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung 
und des Vertrauens, die ſeinem Berufe entgegen⸗ 
gebracht werden, würdig zu zeigen hat ($ 3 Abſ. 3 
Satz 2 DBG.). Das entſpricht dem bisherigen 
Recht. 


Weitere Vorausſetzung für die Einleitung eines 
Dienſtſtrafverfahrens war bisher, daß der Beamte 
zu der Zeit, in der er die ihm vorgeworfene Pflicht⸗ 
verletzung begangen hat, noch Beamter war. Wenn 
er dagegen zu dieſem Zeitpunkt bereits aus ſeinem 
Amt ausgeſchieden und in den Ruheſtand getreten 
war, ſo konnte er wegen ſeines Verhaltens nicht 
mehr zur Rechenſchaft gezogen werden. Das wird 
nunmehr mit dem Inkrafttreten der neuen Be— 
amtengeſetze, alſo zum 1. Juli 1937, weſentlich 
anders. Künftig gilt als Dienſtvergehen auch, 
wenn ein Ruheſtandsbeamter ſich ſtaatsfeindlich 
betätigt, wenn er die Amtsverſchwiegenheit verletzt 
oder Belohnungen oder Geſchenke mit Rückſicht 
auf fein früheres Amt annimmt ($ 22 Abſ. 1 
Satz 2 DBBGG.). 

Vor der Machtübernahme durch die NSDAP. 
gab § 75 Ziff. 2 Abſ. 2 RBG. lediglich die Möglich- 
keit, ein Dienftitrafverfahren, das vor dem Eintritt 
des Beamten in den Ruheſtand anhängig geworden 
war, gegen den Ruheſtandsbeamten, falls es ſich 
um einen Reichsbeamten handelte, fortzuführen. 
Wurde aber ein preußiſcher Beamter in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt, ſo konnte ſelbſt ein bereits anhängiges 
Dienſtſtrafverfahren nicht fortgeführt, ſondern 
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mußte eingeſtellt werden. Durch die bereits er- 
wähnte Novelle vom 18. Auguſt 1934 wurde in 
Preußen die rechtliche Vorausſetzung geſchaffen, 
gegen einen Ruhegehaltsempfänger, der ſich vor 
ſeinem Eintritt in den Ruheſtand pflichtwidrig 
verhalten hatte, ein Dienſtſtrafverfahren fortzuführen 
oder einzuleiten (vgl. $ 12a Preuß. Beamten⸗ 
dienſtſtrafordnung und § 14a Preuß. Dienftitraf- 
ordnung für die richterlichen Beamten). Weiter gab 
§ 14 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. I S. 175) 
für das ganze Reich die Möglichkeit, gegen die auf 
Grund dieſes Geſetzes in den Ruheſtand verſetzten 
oder entlaſſenen Beamten wegen der während des 
Dienſtverhältniſſes begangenen Verfehlungen ein 
Dienſtſtrafverfahren einzuleiten. Doch war dieſe 
Beſtimmung befriſtet, da die Einleitung des Ver— 
fahrens ſpäteſtens am 30. September 1934 erfolgt 
ſein mußte. Das neue Beamtenrecht geht aber, 
wie bereits gezeigt, hierüber hinaus, da das Treue— 
verhältnis zwiſchen Führer und Beamten nicht mit 
dem Ausſcheiden des Beamten aus ſeinem Dienſt⸗ 
verhältnis endet. Allerdings wird der Ruheftands- 
beamte dem aktiven Beamten dienſtſtrafrechtlich 
nicht völlig gleichgeſetzt, ſondern kann nur bei 
Verletzung beſtimmter Vergehen vor den Dienſt— 
ſtrafgerichten zur Rechenſchaft gezogen werden. 
Wegen eines vor Eintritt in den Ruheſtand be- 
gangenen Dienſtvergehens kann er jedoch ohne 
jede Einſchränkung verfolgt werden (§ 12 RDSt .). 


IV. 

Eine notwendige Folge der Einheit der Reichs⸗ 
gewalt und der Einheitlichkeit des Beamtenrechts 
iſt, daß ein Wechſel aus dem Dienſt des Reichs in 
den mittelbaren Reichsdienſt eines Landes, einer 
Gemeinde oder einer anderen öffentlich- rechtlichen 
Körperſchaft oder umgekehrt der dienſtſtrafrechtlichen 
Verfolgung nicht entgegenſteht (8 2 Satz 2 RDSt O.). 
Dies entſpricht der weitgehenden Möglichkeit, 
Beamte auch gegen ihren Willen in eine gleich⸗ 
wertige Stelle eines anderen Dienſtherren zu ver⸗ 
ſetzen ($$ 35, 166 DBG.). Ganz allgemein kann 
ein Beamter, der aus einem früheren Beamten⸗ 
verhältnis ausgeſchieden, entlaſſen oder in den 
Ruheſtand getreten war, wegen ſolcher Dienſt⸗ 
vergehen verfolgt werden, die er in dem früheren 
Beamtenverhältnis oder als Ruheſtandsbeamter 
begangen hat ($ 2 Satz 1 RꝰDSt .). 


V. 

Entſprechend dem bisherigen Recht iſt die Be⸗ 
hörde, die für die Verfolgung eines Dienſtvergehens 
zuſtändig iſt, im Gegenſatz zum allgemeinen Straf⸗ 
recht nicht verpflichtet, in jedem Falle, in dem ihr 
eine Pflichtverletzung eines Beamten dienſtlich zur 
Kenntnis kommt, gegen den Beamten einzuſchreiten. 
Vielmehr iſt dies dem pflichtgemäßen Ermeſſen der 
zuſtändigen Dienſtſtelle überlaſſen. Die Ent⸗ 
ſcheidung hängt u. a. davon ab, wie ſich die Pflicht⸗ 
widrigkeit in der übrigen Beamtenſchaft oder auch 
in der Offentlichkeit auswirkt, ferner ob im Einzel⸗ 
falle beſondere öffentliche Intereſſen gefährdet ſind. 
Bei dieſer Entſcheidung ſind, wie die amtliche Be⸗ 
gründung hervorhebt, die geſamte Perſönlichkeit 


des Beamten, gegen den die Vorwürfe erhoben 
werden, ſeine bisherigen dienſtlichen Leiſtungen und 
ſein außerdienſtliches Verhalten, ſowohl nach der 
poſitiven als auch nach der negativen Seite, zu 
berückſichtigen ($ 3 RDStdO .). Dieſe Grundſätze 
gelten auch für die Auswahl der im Geſetz vor— 
geſehenen Dienſtſtrafen. 

Dienſtvergehen können ohne Rückſicht auf den 
Zeitpunkt, in dem ſie begangen ſind, verfolgt 
werden (§ 115 Abſ. 1, 1. Halbſatz RDSt O.). Hier⸗ 
durch iſt die in einzelnen Ländern bisher geltende 
Verjährung beſeitigt. Da im Dienſtſtrafverfahren 
keine Strafpflicht beſteht, kann dieſe Befugnis auch 
nicht durch Friſtablauf fortfallen. Der Staat muß 
ohne jede zeitliche Einſchränkung die Möglichkeit 
haben, unwürdige Elemente aus der Beamtenſchaft 
zu entfernen, ſelbſt wenn ihm derartige Tatſachen 
erſt nach längerer Zeit bekannt werden. Da keine 
Strafpflicht beſteht, iſt ohnehin genügende Vorſorge 
getroffen, daß längſt überholte Dinge nicht trotz 
langjähriger treuer Pflichterfüllung des Beamten 
aus der Vergeſſenheit wieder vorgeholt werden. 
Hinſichtlich der Dienſtvergehen, die am 1. Juli 
1937 bereits verjährt find, beſtimmt $ 115 Abſ. 1, 
2. Halbſatz RDSt ., daß dieſe nicht mehr verfolgt 
werden können. 

VI. 

Die Dienſtſtrafen Warnung, Verweis und Geld⸗ 
ſtrafe ſind beibehalten worden, der Oberbegriff 
„Ordnungsſtrafe“ wird jedoch vom Geſetzgeber 
nicht mehr verwandt. Als weitere Strafen, die 
jedoch nur im förmlichen Dienſtſtrafverfahren ver⸗ 
hängt werden können ($ 11 Abſ. 1 RDSt O.), 
nennt das Geſetz ($ 4 Abſ. 1 RDSt O.) die Gehalts⸗ 
kürzung und als ſchwerſte Strafe die Entfernung 
aus dem Dienſt. Letztere Strafe bewirkt den 
Verluſt des Anſpruchs auf Dienſtbezüge und Ver⸗ 
ſorgung ſowie der Befugnis, die Amtsbezeichnung 
und die im Zuſammenhang mit dem Amt verliehenen 
Titel zu führen und die Uniform zu tragen (§ 8 
Abſ. 1 RDSt O.). Dieſe Rechtsfolgen erſtrecken 
ſich grundſätzlich nur auf die Amter, die der Be— 
ſtrafte bei Rechtskraft des Urteils, nicht aber auf 
die, die er früher bekleidet hat und aus denen er 
in den Ruheſtand getreten iſt, es ſei denn, daß er 
wegen einer der in § 22 Abi. 1 Satz 2 DBG. 
bezeichneten Handlungen verurteilt wird, die auch 
als Dienſtvergehen gelten, wenn ſie von Ruheſtands⸗ 
beamten begangen werden ($ 10 RDSt O.). Die 
Gehaltskürzung beſteht in der bruchteilmäßigen 
Verminderung der jeweiligen Dienſtbezüge um 
höchſtens ein Fünftel und auf längſtens fünf Jahre 
($ 7 RDESD.). Die Strafverſetzung iſt aus dem 
bisherigen Recht nicht übernommen worden. 

Gegen Ruheſtandsbeamte kann als Dienſtſtrafe 
nur auf Aberkennung und auf Kürzung des Ruhe⸗ 
gehalts, und zwar lediglich im förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren, erkannt werden (§ I RDSLD.). 


VII. 

Die Reichsdienſtſtrafordnung unterſcheidet in An⸗ 
lehnung an den bisherigen Rechtszuſtand zwiſchen dem 
förmlichen Dienſtſtrafverfahren (§8 28 ff. RDSt O.) 
und dem Verfahren des Dienſtvorgeſetzten (89 24 ff. 
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RDSLD.), für das der Geſetzgeber den Ausdruck 
„nichtförmliches Verfahren“ vermeidet, da auch für 
dieſes beſtimmte Formen vorgeſchrieben ſind. 


Das allgemeine Strafverfahren hat wie bisher 
grundſätzlich den Vorrang vor dem Dienſtſtraf⸗ 
verfahren (§ 13 Abſ. 1 RDSt .) und hat für dieſes 
in beſtimmtem Umfange bindende Wirkung ($ 13 
Abi. 2 und 3 RDSLDO.). Auch kann das Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren bis zur Erledigung eines bürgerlichen 
Rechtsſtreits, eines Verwaltungsſtreit⸗, eines Steuer⸗ 
ſtraf⸗ oder eines Verfahrens vor den Standesehren⸗ 
gerichten ausgeſetzt werden, wenn dies zweckmäßig 
erſcheint ($ 14 RDSt .). 

Der Beſchuldigte kann im Dienſtſtrafverfahren 
nicht verhaftet und abgeſehen von dem durch das 
Geſetz neu eingeführten Verfahren zur Nachprüfung 
des Geiſteszuſtandes des Beamten ($ 48 ADSLD.) 
auch nicht zwangsweiſe vorgeführt werden (§ 18 
RDSt O.). Natürlich bleiben die polizeirechtlichen 
und die allgemein ſtrafrechtlichen Vorſchriften über 
die Feſtnahme hierdurch unberührt. 


Dem nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis und dem hieraus ſich ergebenden Ver⸗ 
trauensverhältnis zwiſchen dem Beamten und 
feinem Dienſtvorgeſetzten (§ 42 Abſ. 1 DBG.) ent⸗ 
ſpricht es, daß ſelbſt formloſe Vorermittlungen gegen 
einen Beamten nicht hinter deſſen Rücken durch⸗ 
geführt werden dürfen. Der Dienſtvorgeſetzte hat 
vielmehr die zur Aufklärung des Sachverhalts 
erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen und dann 
das weſentliche Ergebnis der Vorermittlungen dem 
Beſchuldigten bekanntzugeben (8 21 Abſ. 2 RDSt O.). 


VIII. 

Zu Warnungen und Verweiſen iſt jeder Dienſt⸗ 
vorgeſetzte gegen die ihm nachgeordneten Beamten 
befugt (§ 24 Abſ. 1 RDSt O.). Dienſtvorgeſetzter ift, 
wer für beamtenrechtliche Entſcheidungen über die 
perſönlichen Angelegenheiten des ihm nachgeord- 
neten Beamten zuſtändig iſt (§ 2 Abſ. 5 Satz 1 
DBG.) . Dies beſtimmt ſich im einzelnen nach dem 
Aufbau der betreffenden Verwaltung. Neben dem 
Dienſtvorgeſetzten gibt es noch Vorgeſetzte, die zur 
Aufrechterhaltung des Dienſtbetriebes dem Be⸗ 
amten Weiſungen für ſeine dienſtliche Tätigkeit 
erteilen können (§ 2 Abſ. 5 Satz 2 DBG.) Letzteren 
ſteht keinerlei Dienſtſtrafgewalt zu. 


Geldbußen bis zur Höhe der einmonatigen 
Dienſtbezüge des Beamten kann die oberſte Dienſt⸗ 
behörde verhängen. Im übrigen iſt die Zuſtändigkeit 
zur Verhängung von Geldbußen abgeſtuft ($ 24 
Abſ. 2 und 3 RDSt .) und richtet ſich ebenſo wie 
der Beſchwerdezug ($ 26 RDSt O.) nach der Organi⸗ 
ſation der Verwaltung. Die Dienſtſtrafe wird in 
dieſem einfachen Verfahren durch eine ſchriftliche, 
mit Gründen verſehene Verfügung ausgeſprochen 
(8 25 RDSt O.). Gegen ſie kann der Beſchuldigte 
innerhalb zweier Wochen auf dem Dienſtwege Be⸗ 
ſchwerde erheben ($ 26 Abſ. 1 RDSt O.). Auch ohne 
Beſchwerde des Beſchuldigten können der höhere 
Dienſtvorgeſetzte oder die oberſte Dienſtbehörde eine 
Dienſtſtrafverfügung des nachgeordneten Dienſt⸗ 
vorgeſetzten, ferner die oberſte Dienſtbehörde auch 
eine von ihr ſelbſt erlaſſene Dienſtſtrafverfügung, 


innerhalb eines Jahres aufheben und gegebenenfalls 
ſchärfere Maßnahmen gegen den Beamten ergreifen. 
Dies entſpricht dem einheitlichen und ſtraffen Vor⸗ 
geſetztenverhältnis in der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
hördenorganiſation. 


IT 

Das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird durch 
Zuſtellung der Verfügung der Einleitungsbehörde 
an den Beſchuldigten eingeleitet. Im Gegenſatz 
zum bisherigen Reichsrecht iſt zur Entlaſtung der 
oberſten Reichsbehörde die Einleitungsbefugnis ab⸗ 
geſtuft (§ 29 Abſ. 1 RDSt O.). Einleitungsbehörde 
iſt vom 1. Juli 1937 ab die für die Dienſt⸗ 
aufſicht zuſtändige oberſte Reichsbehörde hinſichtlich 
der Beamten, deren Ernennung ſich der Führer 
vorbehalten hat (vgl. die Erlaſſe vom 1. Februar 
1935 — RGBl. J S. 73 und 74 —) und für deren 
Ernennung die oberſte Reichsbehörde ſelbſt zuſtändig 
iſt. Im übrigen ſoll dieſe Befugnis zukünftig an 
die nachgeordneten, für die Ernennung der be- 
treffenden Beamten zuſtändigen Behörden, ferner 
für Beamte der Gemeinden und anderen öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften an die Behörden über⸗ 
gehen, die der für die Aufſicht zuſtändige Reichs⸗ 
miniſter im Benehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern beſtimmt. Für die an den nichtſtaatlichen 
öffentlichen Schulen tätigen beamteten Lehrer, die 
der ſtaatlichen Beſtätigung bedürfen, wird der 
Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern durch beſondere Anordnung die 
Einleitungsbehörde beſtimmen. Weiter iſt zur jeder⸗ 
zeitigen Durchſetzung einer einheitlichen und ſtarken 
Reichsgewalt vorgeſehen, daß die oberſten Reichs⸗ 
behörden die Einleitungsbefugnis allgemein oder 
im Einzelfalle an ſich ziehen können. 


Auch die Reichsdienſtſtrafordnung hat im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung einer ſtraffen Dienſt⸗ 
zucht nicht auf die vorläufige Dienſtenthebung ver⸗ 
zichten können. Es wird jedoch dem Ermeſſen der 
Einleitungsbehörde überlaſſen, ob ſie von dieſer 
Möglichkeit Gebrauch macht, und dann ferner, ob 
und in welcher Höhe ſie die Dienſtbezüge, höchſtens 
jedoch die Hälfte, einbehält. Bei Warte- und Ruhe⸗ 
ſtandsbeamten kann die Einbehaltung der Ver⸗ 
ſorgungsbezüge, jedoch höchſtens ein Drittel, erfolgen 
($ 79 RꝰDSt O.). Zuweilen allerdings wird die 
Dienſtenthebung auch zugleich im Intereſſe des 
beſchuldigten Beamten liegen, weil er etwa wegen 
der Schwere der Vorwürfe, unabhängig davon, ob 
ſie begründet ſind, nicht mehr die notwendige innere 
Ruhe aufbringen kann, um die ihm obliegenden 
Arbeiten ordnungsmäßig zu verrichten. Anderer⸗ 
ſeits beſteht nicht immer die Notwendigkeit, die 
vorläufige Dienſtenthebung mit der Einbehaltung 
eines Teils des Gehalts, gar der Hälfte, zu verbinden, 
zumal dieſe wirtſchaftlichen Nachteile ſich auch auf 
die meiſt völlig unbeteiligten Familienangehörigen 
erſtrecken. 

4 

Das förmliche Dienſtſtrafverfahren zerfällt in 
zwei Teile: die Unterſuchung und das Verfahren 
vor dem Dienſtſtrafgericht. Das Schwergewicht des 
Verfahrens liegt in der Unterſuchung. Der Unter⸗ 
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ſuchungsführer, der den Sachverhalt durch eine 
gründliche Beweisaufnahme aufzuklären hat, iſt in 
der Durchführung der Unterſuchung unabhängig und 
an Weiſungen nicht gebunden ($ 44 Abſ. 3 RDSt O.). 
Doch hat er den Beweisanträgen des Vertreters 
der Einleitungsbehörde — die Bezeichnung „Vertreter 
der Staatsanwaltſchaft“ iſt fallengelaſſen — ſtatt⸗ 
zugeben (§ 50 Abſ. 1 RDSt O.). Ebenſo muß der 
Unterſuchungsführer dem Antrage des Vertreters 
der Einleitungsbehörde, die Unterſuchung auf neue 
Punkte zu erſtrecken, die den Verdacht eines Dienſt⸗ 
vergehens rechtfertigen, entſprechen. Weiter kann 
er von ſich aus mit Zuſtimmung des Vertreters der 
Einleitungsbehörde die Unterſuchung auf neue 
Punkte ausdehnen (§ 50 Abſ. 2 RDStO.). Der 
Einfluß der Einleitungsbehörde durch ihren Ver— 
treter auf das Verfahren iſt durch dieſe Neuerungen 
weſentlich ausgebaut worden. 

Ferner iſt der Beſchuldigte in erfreulichem Unter- 
ſchied zu dem zur Zeit noch geltenden Reichsrecht 
grundſätzlich zu allen Beweiserhebungen zuzulaſſen 
($ 49 Abſ. 1 RDSt .). Das dient, wie die amtliche 
Begründung hervorhebt, dem Ziel, die Ver⸗ 
teidigungsmöglichkeiten des Beſchuldigten nicht zu 
beſchränken, die Hauptverhandlung nach Möglichkeit 
zu entlaſten und das Verfahren ſchnell und gründlich 
vorwärtszutreiben. Gerade in der Nichtzuziehung 
des Beſchuldigten zu der Beweisaufnahme vor dem 
Unterſuchungsführer lag ein weſentlicher Nachteil 
des bisherigen Verfahrens begründet. Aber auch 
den Beweisanträgen des Beſchuldigten ſoll der 
Unterſuchungsführer in beſtimmtem Umfange ſtatt⸗ 
geben (§ 49 Abſ. 2 RDSt O.). In Übereinſtimmung 
mit dem bisherigen Recht hat der Unterjuchungs- 
führer, ſobald er das Ziel der Unterſuchung für 
erreicht hält, dem Beſchuldigten Gelegenheit zu 
geben, ſich abſchließend zu äußern. Insbeſondere 
kann dem Beſchuldigten auch die Einſicht in die 
Akten gewährt werden (§51 RDELD.). 


RE 

Nach Abſchluß der Unterſuchung verfaßt der Ber- 
treter der Einleitungsbehörde nach ihren Weiſungen 
eine Anſchuldigungsſchrift und überſendet ſie nebſt 
den Akten der zuſtändigen Dienſtſtrafkrammer. Von 
dieſem Zeitpunkt an iſt der weitere Gang des Ver⸗ 
fahrens der Einflußnahme durch die Einleitungs⸗ 
behörde entzogen. Insbeſondere kann dieſe zum 
Unterſchied vom bisherigen Reichsrecht ($ 101 RBG.) 
das Verfahren dann nicht mehr einſtellen. Allerdings 
hat die Dienititraffammer das Verfahren aus⸗ 
zuſetzen, wenn die Einleitungsbehörde mitteilt, daß 
ſie neue Anſchuldigungspunkte zum Gegenſtand der 
Verhandlung machen wolle. Das Verfahren vor 
der Dienſtſtrafklammer nimmt dann erſt ſeinen 
Fortgang, wenn der Vertreter der Einleitungs⸗ 
behörde nach Ergänzung der Unterſuchung einen 
Nachtrag zur Anſchuldigungsſchrift vorlegt oder die 
Fortſetzung des Verfahrens beantragt (§ 53 Abi. 4 
R”DSt O.). 


Die Dienftitraffammer kann zum Gegenſtand 
der Urteilsfindung nur die Anſchuldigungspunkte 
machen, die in der Anſchuldigungsſchrift und ihren 
Nachträgen dem Beſchuldigten als Dienſtvergehen 
zur Laſt gelegt werden ($ 62 RDSt .). Vor den 


Dienſtſtrafgerichten kann ſich der Beſchuldigte eines 
Verteidigers bedienen; Beamte ſind mit Ausnahme 
der Rechtslehrer an deutſchen Hochſchulen als Ver⸗ 
teidiger zukünftig mit Ausnahme des Falles des 
§ 48 RꝰDSt O. nicht mehr zuzulaſſen ($ 56 RDSt O.). 


Die Hauptverhandlung vor den Dienſtſtraf⸗ 
gerichten iſt nicht öffentlich ($ 60 RDSt O.). Sie 
findet ſtatt, auch wenn der Beſchuldigte nicht 
erſcheint oder ſich durch einen Verteidiger vertreten 
läßt. Der Vorſitzende des Gerichts kann aber, wie 
auch nach bisherigem Recht, das perſönliche Er- 
ſcheinen des Beſchuldigten anordnen mit der An⸗ 
drohung, daß bei ſeinem Ausbleiben auch ſein 
Verteidiger nicht zugelaſſen werde. 


II. 


Einheitlich und neu geregelt iſt nunmehr auch, 
daß, wenn der Beamte ſchriftlich ſeine Entlaſſung 
aus dem Beamtenverhältnis unter Verzicht auf 
ſeine hieraus entſtandenen Rechte beantragt, dieſem 
Verlangen entſprochen werden muß (§§ 60, 66 
Abſ. 2 DBG.) und daß nach erfolgter Entlaſſung 
aus dem Beamtenverhältnis ein eingeleitetes förm⸗ 
liches Dienſtſtrafverfahren einzuſtellen iſt. Dasſelbe 
trifft zu, wenn ein Ruheſtandsbeamter auf ſeine 
Rechte als ſolcher der oberſten Dienſtbehörde gegen— 
über ſchriftlich verzichtet (88 52 Abſ. 1 Ziff. 3 und 
5 und 63 Abſ. 3 R”DSt O.). Die Einſtellung erfolgt 
durch die Einleitungsbehörde und für den Fall, daß 
das Verfahren bereits vor einem Dienſtſtrafgericht 
anhängig iſt, durch dieſes. 


Eine weitere Neuerung enthält § 64 NDS. 
Hiernach können die Dienſtſtrafgerichte in einem 
auf Entfernung aus dem Dienſt oder auf Ab- 
erkennung des Ruhegehalts lautenden Urteil einen 
Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit oder auf beſtimmte 
Zeit unter beſtimmten Vorausſetzungen bewilligen. 
Dieſer Betrag darf 75 v. H. des erdienten Ruhe— 
gehalts für längſtens fünf Jahre und über dieſen 
Zeitpunkt hinaus 50 v. H. nicht überſteigen ($ 64 
RDSt .). Durch dieſe Begrenzung wird der bisher 
oft zu freigebige Gebrauch des Härteausgleichs 
eingeſchränkt. 

Im Intereſſe der beſchleunigten Durchführung 
des Dienſtſtrafverfahrens iſt die Berufungsfriſt auf 
zwei Wochen abgekürzt, innerhalb zweier weiterer 
Wochen iſt die Berufung zu begründen ($$ 67, 69 
RDDSt O.). Aus dieſem Grunde iſt auch das Vor⸗ 
bringen neuer Tatſachen und Beweismittel in der 
Berufungsinſtanz eingeſchränkt (§ 69 Abi. 3 
RDSt O.). 


XIII. 

In Übereinſtimmung mit dem Recht verſchiedener 
Länder, insbeſondere Preußens, läßt die Reichs⸗ 
dienſtſtrafordnung die Wiederaufnahme von Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren zu, da es, wie die amtliche Begründung 
betont, der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung ent⸗ 
ſpricht, daß ein an der Ehre eines Menſchen be- 
gangenes Unrecht wiedergutgemacht werden muß. 
Das Geſetz beſchränkt die Wiederaufnahmemöglichkeit 
zu Gunſten des Betroffenen auf Urteile, die die Ent⸗ 
fernung aus dem Dienſt oder die Aberkennung des 
Ruhegehalts ausgeſprochen haben. Der Geſetzgeber 
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iſt dabei von der Erwägung ausgegangen, daß in 
den anderen Fällen die zu Unrecht erfolgte Be⸗ 
ſtrafung nicht durch ein Dienſtſtrafgericht förmlich 
beſtätigt zu werden braucht. In dieſen Fällen wird 
es vielmehr genügen, wenn, wie die amtliche Be⸗ 
gründung weiter hervorhebt, dem Beamten von 
ſeinem Dienſtvorgeſetzten in geeigneter Form, ſei 
es durch Beförderung oder durch anderweitige 


bevorzugte Behandlung im Verwaltungswege, ſei 
es durch Erſatz des erlittenen Vermögensſchadens 
im Gnadenwege, Genugtuung zuteil wird. Dem 
entſpricht, daß auch die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens zu Ungunſten des Beamten auf die Fälle 
beſchränkt iſt, in denen die Entfernung aus dem 
Dienſt oder die Aberkennung der Ruhegehalts⸗ 
anſprüche angeſtrebt wird ($ 83 RDSt O.). 


Bücher und Zeitſchriften. 


Weltgeſchichte der Gegenwart in Dokumenten. 
1934/35. 
Teil Il: Internationale Politik. 


Bearbeitet von Michael Freund. 


Eſſen 1936, Eſſener Verlagsanſtalt. 
512 Seiten. Gebunden 12,50 RM. 


Sonderdrucke 
aus dem vorliegenden Teil 1: 


Von Verſailles zur Wehrfreiheit. 
Bearbeitet von Michael Freund. 


Eſſen 1936, Eſſener Verlagsanſtalt. 
180 Seiten. Gebunden 5,20 RM. 


Weltrüſtung. 
Geſchichte der Umwälzungen 
des Wehrweſens der Nationen 

im Jahre 1934/35. 
Bearbeitet von Michael Freund. 


Eſſen 1936, Eſſener Verlagsanſtalt. 
142 Seiten. Gebunden 5,20 RM. 


Der Kampf des entrechteten, wehrlos gemachten 
deutſchen Volkes um die Wiedererlangung ſeiner 
Freiheit iſt ſeit 1933 neu aufgenommen und von 
Adolf Hitler erfolgreich durchgeſetzt worden. Das 
Syſtem des Verſailler Vertrages und die krampfhafte 
„Rechts⸗ und Sicherheitstheſe“ des reichen, hoch⸗ 
gerüſteten Frankreich haben vor der energiſchen und 
friedensbereiten Vernunftpolitik des Führers nicht 
beſtehen können. — Die vorliegende Akten⸗ und 
Quellen veröffentlichung, die durch M. Freund 
ſehr ſorgfältig eingeleitet und mit verbindenden 
Texten erläutert wurde, ſtellt die hiſtoriſch be⸗ 
deutſamen Abſchnitte und Begründungen dieſes 
Kampfes überſichtlich zuſammen. — Der erſte Ab⸗ 
ſchnitt des Buches iſt dem Ringen um die deutſche 
Wehrfreiheit gewidmet. Ein zweiter Ab⸗ 
ſchnitt ſtellt das diplomatiſche und publiziſtiſche 
Bemühen Deutſchlands um die wirkliche Be⸗ 
friedung Oſteuropas dar. Weiterhin 
wird die ungefeſtigte Lage im Donauraum 
gründlich belegt, dann werden die Dokumente zur 
Austragung des Saarſtreites vorgeführt. 

Ini Hauptteil II erhalten wir in gleicher Weiſe 
eine Quellenſchau über die militäriſche Umwälzung 
in der Welt und die Daten der Weltaufrüſtung. 


England, Italien, Frankreich, Sowjetrußland, 
Japan, USA., Polen, Belgien und Tſchechei werden 
in ihren Wehrſyſtemen unterſucht. Ihnen wird 
kurz „Sinn und Ideal der allgemeinen Wehrpflicht 
Deutſchlands“ gegenübergeſtellt. — Im Haupt⸗ 
teil III werden die Dokumente zu dem Kampf 
um Oſtaſien und das fernöſtliche, pazifiſche 
Weltmeer zuſammengefaßt. — Für jeden wiſſen⸗ 
ſchaftlich Arbeitenden wird dieſe Veröffentlichung 
über die jüngſte Weltpolitik unentbehrlich 
ſein, und auch jeder andere wird dieſe anregende 
Sammlung mit ſehr großem Nutzen leſen. Die 
Mächte der Weltpolitik treten klar in Erſcheinung. 

Das Dokumentenmaterial und der Text der 
Veröffentlichung ſind außerdem noch zum großen 
Teil in zwei Sonderdrucken ſehr handlich und zweck⸗ 
mäßig herausgebracht worden! 


Berlin. Dr. Ko pp. 


Die ausland deutſche Dichtung unſerer Zeit. 
Von Wilhelm Schneider. 
Berlin 1936, Weidmannſche Buchhandlung. 


Der Verfaſſer hat ſich für die Ordnung des 
außerordentlich umfangreichen Stoffes eine ein⸗ 
leuchtende und handliche Syſtematik erdacht, die 
das Problem der auslanddeutſchen Dichtung ſicherlich 
nicht erſchöpft, aber alle jene Momente berückſichtigt, 
die für die gegenwärtige Lage anregend und fruchtbar 
ſind. Vor allem läßt er ſich angelegen ſein, alles 
beſonders hervorzuheben, was befruchtend von der 
auslanddeutſchen auf die binnendeutſche Literatur 
wirken kann. Das Problem der lebendigen deutſchen 
Schriftſprache in entlegneren deutſchen Streu⸗ 
gebieten, wie etwa Siebenbürgen, iſt allerdings nicht 
genügend berückſichtigt. Doch muß man dem Buch 
zugute halten, daß die Problematik der Schriftſprache 
in einem Gebiet, wo ſie, wie etwa bei den Sieben⸗ 
bürger Sachſen, faſt als Fremdſprache über einer 
Mundart erlernt wird, noch kaum erkannt und noch 
weniger durchdrungen iſt. Doch rührt gerade dieſes 
Problem an den Kern einer Methodik, auf der ſich 
eine Darſtellung und Würdigung der ausland⸗ 
deutſchen Literatur allein bewerkſtelligen läßt. In 


— 


der Gliederung des Stoffes, in der Darbietung der 
Einzelheiten, in der Führung der gemeinſamen 
Weſensmerkmale, in der Ausrichtung auf die Ziele, 
welche der deutſchen Dichtung im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Reich geſetzt ſind, überragt das Buch bei 
weitem alle ähnlichen Verſuche. Der Verfaſſer 
wählt mit gutem Inſtinkt und mit Geſchmack das 
Einzelne aus und beſitzt eine leichte Darſtellungs⸗ 
gabe, die es dem Leſer geſtattet, ſtets auch das 
Allgemeine im Auge zu behalten. Es iſt ſicherlich 
die beſte Literaturgeſchichte über die auslanddeutſche 
Dichtung unſerer Zeit, die es bisher gibt. 


Berlin. Dr. Rudolf Fiſcher. 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates. 


Herausgegeben von Lammers und Pfundtner. 
Schriftleitung: Müßigbrodt. 


Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


Band 1 Gruppe 1 Heft 2: 


Dr. Otto Dietrich: Der Nationalſozialismus 
als Weltanſchauung und Staatsgedanke. 


Die weltanſchauliche Kraft, der dynamiſche Wille 
und die Treue von Führer und Gefolgſchaft in der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung haben in dem 
Kampf um die Macht den Sieg davongetragen. 
Die Partei hat in dieſem Sinne weltanſchaulich 
das ganze deutſche Volk zu durchdringen. Dann 
werden wir auch die weiteren Kämpfe ſiegreich 
beſtehen. Zu dieſen und weiteren Fragen nimmt 
Dietrich in ſeiner Schrift Stellung. 


Band 1 Gruppe 1 Heft 3: 
Walther Darré: Blut und Boden. 
23 Seiten. 


Von berufener Stelle werden hier die Grund— 
lagen des Bodenrechts und die Gründe für Verfall 
und Selbſtbehauptung im germaniſchen Bodenrecht 
dargelegt. Abgeſchloſſen wird die Arbeit mit einer 
Darſtellung des nationalſozialiſtiſchen Bauernrechts. 


Band 1 Gruppe 1 Heft 5: 


Fabricius: Geſchichte der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung. 


60 Seiten. 


Der Verfaſſer gibt einen ausführlichen und doch 
wieder knappen Abriß der Geſchichte der NSDAP. 
Erinnerungen aus der Kampfzeit werden beim 
Leſen der Schrift wach. Nicht nur ſiegreiche 
Schlachten wurden geſchlagen, die Partei hat vor 
allem auch gelernt, Niederlagen männlich und kraft— 
voll zu beſtehen und jedesmal unter der Parole: 
„Der Kampf geht weiter“ geſtärkt aus der ſcheinbaren 
Niederlage hervorzugehen. 


Berlin. Kurt Krüger. 
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Die Verwirklichung des Reichs. 
Zur Wendung des politiſchen und 
juriſtiſchen Denkens. 


Von Heinrich Waag. 


(Neue deutſche Forſchungen, Abteilung Volkslehre 
und Geſellſchaftskunde, Band 58.) 


Berlin 1936, Verlag Junker & Dünnhaupt. 
74 Seiten. 


Der Inhalt der Schrift entſpricht nicht dem 
umfaſſenden und vielverſprechenden Titel. 

Der Verfaſſer geht nicht von der Totalität der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und der ſie 
geſtaltenden Bewegung, ſondern von der Totalität des 
Reichs aus, das ſich im Ergebnis nur wenig von dem 
längſt überwundenen „totalen Staat“ unterſcheidet. 

Ein weiterer Zentralbegriff ſeiner Arbeit iſt der 
Stand, der die Grundlage ſeines politiſchen Denkens 
bildet. „Das Volk lebt“, nach Waag, „gewiſſermaßen 
in Ständen“ (S. 61, 43). „Nur durch den Stand 
nimmt der Einzelne am Reich teil“! „Erſt durch die 
ſtändiſche Zucht werden die Forderungen und Not- 
wendigkeiten des Volks ſo nahe und unmittelbar 
in das alltägliche Leben des Einzelnen hineingeführt, 
daß er ihnen nicht ausweichen kann“! (S. 62.) „In 
den Ständen geſchieht vom Einzelnen aus geſehen 
in jeweils beſonderen eigenartigen Entſcheidungen 
das Reich.“ (S. 37.) Nach Waag „iſt es der Sinn 
der Stände, den Alltag bis in die kleinſten Ent⸗ 
ſcheidungen zu politiſieren“ (S. 66). Nicht die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung, ſondern der Stand 
ſind hiernach angeblich die politiſche Triebkraft des 
heutigen Lebens. In Unkenntnis der tatſächlichen 
Verhältniſſe ſetzt Waag dann die „PO.“ mit der 
Partei gleich. Nach ſeiner Anſicht „bedient ſich die 
Partei des Befehlsapparates (Staat) und trägt 
auf der anderen Seite die Stände“ (S. 68). An 
anderer Stelle (S. 64) wird die „PO.“ als einer 
der Stände, wenn auch als ein beſonders bedeutungs— 
voller, gekennzeichnet. 

Nach Anſicht des Verfaſſers „wird es durch die 
Stände allein gelingen, den Volkskörper mit der 
Zeit raſſiſch zu reinigen und zu konſolidieren. Von. 
da aus wird die Scheidung, die das Parteiprogramm 
mit der Gegenüberſtellung von , Staatsbürgern“ und 
„Staatsangehörigen“ meint, über eine Elimination 
der Juden hinaus ihre eigentliche Bedeutung be— 
kommen.“ (S. 64.) 

Zweifelsohne ſteht eine derartige raſſenmäßige 
Aufſpaltung des deutſchen Volkes durch die Stände 
im Gegenſatz zum Parteiprogramm. 

Der Verfaſſer verſucht offenbar in ſeiner Schrift 
beſtimmte Begriffe, die aus der romantiſierenden 
und wirklichkeitsfremden Vorſtellungswelt eines 
beſtimmten Teiles der Jugendbewegung heraus 
entſtanden ſind, in das nationalſozialiſtiſche Zeit⸗ 
alter hinüberzuretten. Das kommt auch in der 
Tatſache zum Ausdruck, daß der Verfaſſer den 
Aufſtand des Volkes gegen das parlamentariſche 
Syſtem in Anlehnung an Freyers vor der Macht⸗ 
übernahme erſchienenes Buch als „Revolution von 
rechts“ zu kennzeichnen verſucht. 


Berlin. Kurt Krüger. 


64* Nicht amtlicher Teil 


Wunderbare Welt im Waſſertropfen. 
Von Robert Nachtway. 


188 Seiten. Mit 45 Original⸗Mikroaufnahmen und 
12 Zeichnungen des Verfaſſers. 


Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. 
Preis 3,60 RM, in Leinen 4,50 RM. 


Wollen wir das Wunder des Lebens erfaſſen, 
jo müſſen wir uns in die Welt der organiſchen Xebe- 
weſen vertiefen, die in ungeheurer Fülle und viel⸗ 
geſtaltigen Formen unſere Erde bevölkern. Den 
Teil des Lebenswunders, den wir nicht unmittelbar 
mit unſeren Sinnen erfaſſen, eröffnet uns das 
Mikroſkop. Ohne dieſes wäre uns u. a. die un⸗ 
erſchöpfliche Welt der Kleinlebeweſen für immer 
verſchloſſen. Der Verfaſſer dieſes Büchleins will 
uns die wunderbare Welt im Waſſertropfen an 
Hand von guten ſelbſtgemachten Mikrophotographien 
und von Zeichnungen näherbringen. Er tut dies 
im gefälligen Plauderton und führt uns die wich⸗ 
tigſten Vertreter dieſer Kleinlebewelt vor, wobei er 
zahlreiche phyſiologiſche Verſuche bekannter Autoren 
benutzt. So kann man ſich ein Bild von der Lebens⸗ 
weiſe dieſer mikroſkopiſch kleinen Organismen 
machen. Die Welt der Bakterien bleibt unberück⸗ 
ſichtigt. 

Für den Schüler kann dieſes Büchlein von 
Nutzen ſein. Es iſt anregend geſchrieben und gibt 
über die wichtigſten in den Mikroſkopierübungen der 
Schule behandelten Tiere Aufſchluß. 


Berlin. Dr. Rudolf Lips. 


Der Reichsſchulungsbrief der NSDAP. und DAF. 
Die Märzfolge (3/37) bringt u. a.: 
Reichsfrauenführerin Scholtz-Klink: „Frau 
und Beruf“, 
Dr. Gertrud Baumgart: „Germaniſche Frau 
und Gegenwart“, 
Kurt Ellerſiek: „Kampf gegen drei Welt⸗ 
anſchauungen“, 
Dr. Fr. Burgdörfer: „Deutſchlands Recht 
auf Kolonien“, 
Hiſtoriſche Urteile über Hexenwahn und Teufels- 
glaube, 
Karl Spring enſchmid: „Deutſchland kämpft 
für Europa“. 
Intereſſante Bilder. Auflage über 1½ Millionen. 


Herausgeber: Reichsleiter Dr. Robert Ley. 
Amt für Schulungsbriefe der NSDAP. und DAF. 
Verlag Franz Eher Nachf. G. m. b. H., Berlin. 
Bezug nur durch die Dienſtſtellen der Partei. 


Bei den Staatlichen Kunſtſammlungen in Kaſſel iſt 

ſofort die Stelle eines 
Verwaltungsinſpektors 

(Beſoldungsgruppe A4 0 2) zu beſetzen. Regierungsinſpektoren 
oder geprüfte Regierungspraktikanten wollen Bewerbungen 
unter Beifügung eines Lebenslaufes und einer Überficht 
über ihre bisherige Tätigkeit im Dienſtwege unmittelbar 
an den Direktor der Staatlichen Kunſtſammlungen, Kaſſel, 
Adolf⸗Hitler⸗Platz 5, umgehend einreichen. 


Der Direktor der Staatlichen Kunſtſammlungen. 
Luthmer. 


